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Vorwort 

Die vorliegende Untersuchung ist unter ihrem ursprünglichen Titel 
„Der kartellrechtliche Schutz der Vertragsgestaltungsfreiheit  durch § 15 
GWB" von der Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen  Fakultät der 
Universität Bayreuth als Dissertation angenommen worden. In ihrem 
Bemühen, möglichst sämtliche im Zusammenhang mit dem Preis- und 
Konditionenbindungsverbot interessierenden Fragen zu behandeln, wen-
det sie sich vor allem auch an die Wirtschaftspraxis.  Schrifttum und 
Entscheidungen der Kartellbehörden und -gerichte sind bis Jul i 1982 
eingearbeitet. 

Mein besonderer Dank gi l t Herrn Professor  Dr. Helmut Köhler, der 
mir die Anregung zu dieser Untersuchung gab und ihren Fortgang in 
großzügiger Weise unterstützte. Danken möchte ich auch Herrn Pro-
fessor Dr. Volker Emmerich für seine Verbesserungsvorschläge sowie 
Herrn Senator Professor  Dr. Broermann für die Aufnahme der Arbeit 
in die Reihe „Schriften zum Wirtschaftsrecht". 

Bayreuth, im Jul i 1982 

Raimund  Brühl 
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Einleitung 

§ 15 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB)1 be-
stimmt: „Verträge zwischen Unternehmen über Waren oder gewerb-
liche Leistungen, die sich auf Märkte innerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes beziehen, sind nichtig, soweit sie einen Vertragsbeteilig-
ten in der Freiheit der Gestaltung von Preisen oder Geschäftsbedin-
gungen bei solchen Verträgen beschränken, die er mit Dri t ten über die 
gelieferten Waren, über andere Waren oder über gewerbliche Leistun-
gen schließt." 

Diese gemeinhin als Verbot der vertikalen Preis- und Konditionen-
bindung bezeichnete Regelung zählt zu den zentralen Vorschriften  des 
GWB. Ihre große praktische Bedeutung beruht darauf,  daß sie die täg-
lich unzählige Male abgeschlossenen gewerblichen Austauschverträge 
zum Gegenstand hat und mit ihrer Nichtigkeitsfolge unmittelbar auf 
die Rechtsbeziehungen einwirkt. 

Die Erkenntnis, daß die unternehmerische Vertragsgestaltungsfreiheit 
als eine wesentliche Voraussetzung funktionsfähigen  Wettbewerbs ge-
setzlich geschützt werden muß, ist nicht erst eine Entdeckung des bun-
desdeutschen Gesetzgebers. Auch schon vor Inkrafttreten  des GWB am 
1. Januar 1958 wurde dieser Teilbereich der Vertragsfreiheit  i n Deutsch-
land durch Rechtsnormen geschützt. 

Bereits § 1 Abs. 1 der Kartellnotverordnung von 19302 ermächtigte die 
Reichsregierung in Buchstabe a), „Verträge, . . . die Verpflichtungen 
über die A r t der Preisfestsetzung oder die Forderung von Preisen ent-
halten, für nichtig" zu „erklären oder eine bestimmte A r t ihrer Durch-
führung" zu untersagen, sowie in Buchstabe b), „die Anwendung von 
Geschäftsbedingungen oder von Arten der Preisfestsetzung" zu „unter-
sagen, die jemanden in bezug auf die Ar t der Preisfestsetzung oder die 
Forderung von Preisen rechtlich oder wirtschaftlich beschränken". Die 
daraufhin erlassene Ausführungsverordnung  über Aufhebung und Un-
tersagung von Preisbindungen vom 3\ August 19303 legte in § 1 Abs. 2 

1 I m folgenden sind alle Paragraphen ohne Gesetzesangabe solche des 
GWB. 

2 Fünfter Abschnitt der Verordnung des Reichspräsidenten zur Behebung 
finanzieller,  wirtschaftl icher  und sozialer Notstände vom 26. Ju l i 193Ό — 
Reichsgesetzblatt I S. 328. 

3 Reichsanzeiger vom 3Ό. August 1930. 

2 Brühl 
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fest: „Die Anwendung von Geschäftsbedingungen wi rd untersagt, soweit 
sie den Abnehmer einer Ware 

a) für Waren anderer A r t oder Herkunft 
oder 

b) für gewerbliche Leistungen 

in bezug auf die A r t der Preisfestsetzung und die Forderung von Prei-
sen rechtlich oder wirtschaftlich beschränken." 

Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs setzten die Besatzungsmächte 
dieses Prinzip fort,  indem sie mittels Dekartellisierungsgesetz überein-
stimmend die Festlegung von Preisen und Geschäftsbedingungen ver-
boten4. Strenger waren diese Bestimmungen insoweit, als sie auch die 
Bindung nicht preisbeeinflussender  Geschäftsbedingungen für unzuläs-
sig erklärten. Bei der praktischen Anwendung erfuhr  das Verbot aber 
nicht unerhebliche Einschränkungen durch die rule of reason und die 
ancillary clauses6. Auch nach der ursprünglichen Fassung des GWB war 
dem Grundsatz des § 15 die Schärfe dadurch genommen, daß der Gesetz-
geber den Herstellern von Markenwaren durch § 16 gestattete, ihre Ab-
nehmer an feste Wiederverkaufspreise  zu binden. Erst die Zweite Kar-
tellgesetznovelle von 1973 hat mi t der Aufhebung dieses Privilegs der 
Regelung des § 15 nahezu umfassende Geltung verschafft. 

Wettbewerbsrechtliche Vorschriften  zum Schutz der Vertragsgestal-
tungsfreiheit  finden sich auch in anderen Rechtsordnungen. Hingewiesen 
sei nur auf sec. 1 Sherman-Act für die Vereinigten Staaten, § 2 des 
Brit ish Competition Act 1980 sowie auf Ar t . 50 der Französischen Preis-
verordnung vom 30. 6.1945 in der seit 1967 gültigen Fassung. Besondere 
Beachtung verdient Ar t . 85 Abs. 1 EWG-Vertrag, der auch auf Preis-
und Konditionenbindungsverträge deutscher Unternehmen anwendbar 
sein kann6. 

In der Rechtspraxis wie in der Wissenschaft hat die Bestimmung des 
§ 15 lange Zeit ein Schattendasein geführt,  wei l ihr Anwendungsbereich 
auf die klassischen Fälle der Preisbindung reduziert wurde. Erst in den 
letzten Jahren haben neu ersonnene Bindungsstrategien den Kartel l -
behörden eine gewandelte Einstellung zu dieser Regelung abverlangt 
und die wissenschaftliche Diskussion belebt. Infolge des geschärften Pro-
blembewußtseins sind denn auch einige langjährig unangefochten prak-

4 Siehe i m einzelnen die Nachweise bei Grüneklee,  Bindungen von Ge-
schäftsbedingungen in Austauschverträgen nach deutschem und EWG-Wet t -
bewerbsrecht, 1966, S. 68. 

5 Vgl. Grüneklee,  S. 68 ff.  und Büntig,  BB 1954, δβΐ. 
6 Eingehend dazu Langen/Niederleithinger/Ritter/Schmidt,  Kartellgesetz, 

6. Auflage 1982 (im folgenden Langen), §15 Rz.EG 76—86; Grüneklee,  S. 
85 ff.  ; König,  Vert ikale Preis- und Kondit ionenbindung nach deutschem und 
EWG-Kartel lrecht, 1965, S. 28 ff. 
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tizierte Abreden im Hinblick auf ihre Vereinbarkeit mi t § 15 ins Ge-
spräch gekommen. Gleichwohl erscheint der Anwendungsbereich des 
§ 15 noch lange nicht vol l ausgeschöpft. Angesichts der zentralen Bedeu-
tung der Vertragsgestaltungsfreiheit  sowohl für die Funktionsfähigkeit 
einer vom Wettbewerb bestimmten Wirtschaftsordnung als auch für 
unsere von der Privatautonomie getragene Privatrechtsordnung ist zu 
hoffen,  daß die Kartellrechtspraxis sich auch weiterhin neuen Entdek-
kungen gegenüber offen  zeigt. 

Die vorliegende Schrift  möchte dabei Hilfestellung leisten, indem sie 
auf der Grundlage einer Bestandsaufnahme der bisherigen Anwen-
dungsfälle über eine kritische Würdigung dieses Materials im Hinblick 
auf den Gesetzeszweck einerseits und die ökonomischen Gründe und 
Auswirkungen der betreffenden  Abreden andererseits versucht, der 
Anwendung des § 15 ein sicheres dogmatisches Fundament zu geben. 


